
Staatsanwalt Stefan Apostol beantragte 
Ende Mai die Aufhebung der Immunität 
des BZÖ-Politikers Ewald Stadler. Laut 
dem NEWS vorliegenden Antrag steht 
Stadler (für ihn gilt die Unschuldsvermu-
tung) im Verdacht der „Begehung des Ver-
gehens der versuchten Bestimmung zur fal-
schen Beweisaussage (…) sowie des Verbre-
chens der versuchten schweren Nötigung“. 
Der Verdacht beruht auf einer Tonband-
aufzeichnung eines Gesprächs mit Stad-
lers Mitarbeiter Patrick B., das bereits 
von NEWS veröffentlicht wurde. Apos-
tol schreibt, dass der Mitarbeiter am Ton-
band „schildert, dass er von Stadler mas-
siv genötigt werde, vor der Kriminalpolizei 
unter Wahrheitspflicht nicht die volle 
Wahrheit auszusagen, sondern Stadler be-
treffende Aspekte uner-
wähnt zu lassen. (…) 
Würde er dem nicht 
nachkommen, wäre 
sein Beschäftigungsver-
hältnis in Gefahr.“

Der Linzer Staatsanwalt Martin Daxecker 
hat Ende Mai das Verfahren eingestellt, 
das gegen seinen Wiener Kollegen Peter 
Seda wegen des Verdachts des Amtsmiss-
brauchs in der Kasachen-Affäre geführt 
wurde. Seda war vorgeworfen worden, 
nicht gegen Kasachstans Exbotschafter 
Rakhat Aliev zu ermitteln. Anwalt Gabriel 
Lansky, der mutmaßliche Opfer Alievs 
vertritt, kritisiert Daxecker massiv: „Es 
drängt sich der Eindruck auf, dass ein 
Staatsanwalt den anderen schützt. Das 
Mindeste wäre gewesen, Seda einzuver-
nehmen. Der Akt ist ein halbes Jahr ohne 
Ermittlungen gelegen. Das hinterlässt 
 einen bitteren Nachgeschmack.“
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HEINISCH-HOSEK, transparent
Frauenministerin Heinisch-Hosek ver-
kündete, ab 2011 müssen Unternehmen 
mit mehr als 1.000 Mitarbeitern einen 
Einkommensbericht veröf-
fentlichen. Darin sollen die 
Durchschnittsgehälter von 
Männern und Frauen aufge-
listet sein. Zwar kein Meilen-
stein, wie angekündigt, aber 
ein 1. Schritt zur Verringe-
rung der Einkommens-
schere. 

C. GARTELGRUBER, daneben
Für einen „Flop“ hält die FPÖ-Frauenspre-
cherin die Gehaltsoffenlegung. Sie sorgt 
sich aber weniger um die Frauen denn um 

die Betriebe, die auf den Kosten 
sitzen bleiben würden. Zudem 
solle die SPÖ die „unterschied-
liche Chromosomen-Zusam-
mensetzung“ von Frauen und 

Männern akzeptieren, denn 
diese schaffe eben „Unter-
schiede körperlicher und 
geistiger Natur“.

Kurt Kuch über das 
‚in den Hintern treten‘

Barack Obama hat zur Ölkatastro-
phe im Golf von Mexiko klare 
Worte gefunden: Der US-Präsi-

dent sagte nach Gesprächen mit ein-
fachen Menschen vor Ort, dass er nun 
wisse, in welche Hintern er treten 
müsse. Das mag populistisch klingen, 
trifft aber trotzdem den Punkt. Ab-
gesehen von den irreparablen Umwelt-
schäden beziffern Finanzexperten den 
voraussichtlichen Schaden (für den BP 
laut Obama aufzukommen haben wird) 
auf 37 Milliarden Dollar.

Das ist eine gewaltige Summe. Ein-
zig: Vergleicht 
man den Betrag 
mit dem poten-
ziellen Schaden, 
der bei der Pleite 
der Kärntner Hy-
po eingetreten 
wäre, wenn nicht 

alle Steuerzahler Österreichs einge-
sprungen wären, erscheinen die 37 Mil-
liarden Dollar gar nicht so groß.

Denn das kleine Land Kärnten haf-
tete bei der Hypo für 20 Milliarden 
Euro. Ohne Haftungsübernahme durch 
den Bund und ohne milliardenschwere 
Soforthilfe wäre Kärnten längst pleite.

Allerdings: In Österreich – und spe-
ziell in Kärnten – ist die Dimension des 
Debakels den wenigsten bewusst.

Und so findet sich bisher auch kein 
namhafter heimischer Politiker, der 
den Schuldigen „in den Hintern treten“ 
will. Im Gegenteil: Die einst Verant-
wortlichen leben völlig unbehelligt in 
 ihren Wörthersee-Villen und Offshore-
Residenzen. Warum eigentlich?
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WO IST UNSER 
OBAMA?

Wer tritt in 
Kärnten den 
Schuldigen in 
den Hintern?
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KASACHEN: Schützt sich 
die Justiz nun selbst? 

AUSLIEFERUNGSANTRAG 
gegen Ewald Stadler

RAKHAT ALIEV. Der Exbotschafter Kasachstans 
steht im Mittelpunkt einer heiklen Justizaffäre.

EWALD STADLER. Justiz will 
Aufhebung seiner parlamen-

tarischen Immunität.
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